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I 0109/2020 (BJD) 
Interpellation fraktionsübergreifend: Überkantonale Abstimmung von raumwirk-
samen Tätigkeiten (23.06.2020)  
 
In der Gemeinde Roggwil (BE) ist vom 22. Oktober 2019 bis am 25. November 2019 eine Än-
derung der Nutzungsplanung zur öffentlichen Mitwirkung aufgelegen. Ziel der Nutzungspla-
nungsänderung ist es, im Gebiet „Brunnmatt“ planerische Grundlagen zu schaffen, um ein 
Verteilzentrum eines Detailhändlers ansiedeln zu können. Das geplante Vorhaben liegt in 
unmittelbarer Nachbarschaft zu den Kantonen Solothurn, Aargau und Luzern. Es weist einen 
Grundriss von 600 Metern Länge und 80 Metern Breite auf und verursacht an den Werktagen 
710 Lastwagenfahrten. Gemäss Mitwirkungsbericht wird das vorgesehene Areal über zwei 
Strassenanschlüsse mit der Hauptverkehrsstrasse (Landstrasse) und den A1-Autobahnan-
schlüssen Niederbipp und Rothrist sowie dem A2-Autobahnanschluss Reiden über die St. Ur-
banstrasse erschlossen. Wird jedoch mittelfristig der Ersatz der unter Denkmalschutz stehen-
den Aarebrücke zwischen Murgenthal und Fulenbach im Raum Bännli realisiert, dürfte der 
Autobahnanschluss Härkingen unmittelbar betroffen sein.  
Das Verfahren wird vom Kanton Bern von der Volkswirtschaftsdirektion in einem priorisierten 
Verfahren unterstützt und eng begleitet. 
Art. 7 Abs. 1 RPG verpflichtet die Kantone zur Zusammenarbeit, wenn sich ihre Aufgaben 
berühren.  
Die Gemeindepräsidentenkonferenz Gäu (GPG) zeigt sich besorgt und befürchtet, dass bei 
einer Realisierung des Verteilzentrums dem Druck auf eine Öffnung des neuen Aareüber-
gangs für LKW – trotz klarer Ablehnung der Gäuer Gemeinden – nachgegeben werden muss. 
Die GPG bemängelt die Tatsache, dass für das Gäu nach wie vor ein Verkehrskonzept fehlt.  
 
Wir bitten den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Hat der Regierungsrat während dem Mitwirkungsverfahren eine Eingabe gemacht? 
2. Wurde der Regierungsrat von der Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Bern über die 

geplanten Aktivitäten bezüglich eines Verteilzentrums eines Detailhändlers im Gebiet 
„Brunnmatt“ in Roggwil BE in unmittelbarer Grenznähe zum Kanton Solothurn informiert 
oder einbezogen? 

3. Ist der Regierungsrat der Meinung, dass sich im vorliegenden Fall bezüglich eines mögli-
chen Verteilzentrums in Roggwil die Aufgaben der Kantone Bern und Solothurn sowie 
Aargau und Luzern im Sinne von Art. 7 Abs. 1 RPG berühren und der Kanton Bern seiner 
Pflicht zur Zusammenarbeit genügend nachgekommen ist? 

5. Wie gedenkt der Regierungsrat, in das Verfahren einzugreifen? 
 
Begründung 23.06.2020: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Johanna Bartholdi, 2. Fabian Gloor, 3. Georg Lindemann, Matthias Borner, 
Heinz Flück, Josef Fluri, Myriam Frey Schär, Walter Gurtner, Barbara Leibundgut, Peter M. 
Linz, Simon Michel, Stephanie Ritschard, Martin Rufer, Christian Scheuermeyer, Markus 
Spielmann, Heiner Studer, Simone Wyss Send (17) 


